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Über die Grenzen der körperlichen Selbstbestimmung
Stellen Sie sich vor, Sie sind aufgrund unerwarteter und plötzlich eintretender Umstände nicht mehr in der Lage, rationale Entscheidungen über sich und ihren Körper zu treffen. Sie werden krank, haben einen Unfall, sind in echter existenzieller Bedrohung und müssen sich auf Urteile und Ratschläge anderer verlassen. Die Sorge um sich liegt auf einmal nicht mehr allein in Ihren Händen,  sondern ist unweigerlich an soziale und ökologische Rahmenbedingungen geknüpft, die nicht mehr von Ihnen selbst oder, um es allgemeiner auszudrücken: vom Individuum selbst garantiert werden können. Das bedeutet, dass der Körper eines bisher weitestgehend selbstbestimmten Individuums plötzlich - zumindest partiell - fremdbestimmt wird; er unterliegt den Entscheidungen und der Verantwortung anderer. Der Selbstbesitz des Körpers und die mit ihm verbundene freie Verfügungsgewalt kann daher von anderen, die ihn versorgen, eingeschränkt und reglementiert werden. In diesem Fall geraten Sie in eine ihre gesamte Existenz betreffende Form der Abhängigkeit vom staatlich-strukturierten Gesundheitssystem, das über Leben und Tod oder doch mindestens über die Lebensqualität ihres weiteren Daseins bestimmt. Ihr Vertrauen in das System und ihre Vertreter, wird als selbstverständlich vorausgesetzt. 

Das beschreibt den Extremfall der Abhängigkeit von Ärzten, Therapeuten, Pflegepersonal, in die man geraten kann und steht exemplarisch für eine generelle Abhängigkeit der Menschen in unserem Für- und Vorsorgestaat. Denn der Staat fordert überhaupt das Recht ein, wenn er den Körper des Einzelnen versorgt und ihm damit eine gewisse Grundsicherheit verspricht, ihm im Gegenzug auch vorzugeben zu können, wie er seinen Körper zu versorgen hat. Vom Standpunkt des Selbsteigentums am Körper, das eine grundlegende Voraussetzung für die Möglichkeit der Selbstbestimmung des Individuums  ist, ist der Körper ein Freiheitskörper, mit dem der Einzelne bis zu einer bestimmten Grenze machen kann, was er will. Vom Standpunkt der Vorsorgegemeinschaft, die der Sozialstaat ist – und er ist ein Vorsorge- und Fürsorgestaat – ist der Körper v.a. ein Solidaritätskörper, den nicht das Individuum, sondern der Staat reglementiert. Das existenzielle Recht auf individuelle körperliche Selbstbestimmung steht der gesellschaftlichen Vor- und Fürsorge um den Körper des Einzelnen gegenüber.

Das heißt, dass das Individuum aus Fürsorge seitens des Staates in seiner Freiheit mindestens eingeschränkt wird. Das gilt schon für Alltäglichkeiten, z.B. in Bezug den Konsum von illegalen Drogen, aber auch Zigaretten und Alkohol. Der Fürsorgestaat schützt den Einzelnen – immer im Sinne des Gemeinwohles – vor sich selbst. Sei fit! Treibe Sport! Sei schlank! Dann wirst du leichter zu Anerkennung und Erfolg kommen! Das sind die Imperative unserer Fitness- und Be-Happy-Gesellschaft und -Industrie. Wer nicht hören will fällt durch oder wird sanktioniert. Ein selbstbestimmtes Leben will erkämpft sein. Körperlicher Selbstbesitz besteht dann darin, einen eigenen Umgang mit den fremd gegebenen Regeln zu finden und sich so einen gewissen Freiraum in seiner Existenzweise zu schaffen. 

Natürlich gehört der Einzelne in gewissem Maße dem Staat. Das Problem ist existenziell erkennbar, wenn es um Organspenden geht bei Hirntoten. Man könnte ja sagen, dass die Bestimmung des Hirntodes eines Menschen eine Möglichkeit ist, um möglichst früh und das heißt an möglichst gut funktionierende Organe durch das staatliche Gesundheitssystem heranzukommen. Die Angehörigen müssen einwilligen, aber de facto wird der Körper, wenn die Organentnahme nach dem Hirntod legal ist, in ein Gesundheitssystem eingespeist. In ein System, das staatlich organisiert ist und das europaweit. Von dem europäischen Organspendesystem werden Organe verteilt. 

Noch problematischer würde es, wenn, wie es in der wissenschaftlichen Debatte diskutiert wird, für die Organspende eine Widerspruchsregelung eingeführt würde, um damit den Organmangel zu organisieren. Ist also diese allgemein verordnete moralische Vorgabe vereinbar mit den Wünschen und Bedürfnissen des Einzelnen? Ist es dem Einzelnen zumutbar, dass er im Interesse Aller, nur weil er als potenzieller Spender gilt, auch in diesem Sinne benutzt werden darf, wenn er keinen Widerspruch dagegen einräumt? Gibt es eine Bürgerpflicht zu Lebzeiten eine Entscheidung für oder eine Bereitschaft der Organspende zu zeigen? 

Welche Folgen aber hätte ein Widerspruch gegen diese „Bürgerpflicht“ des unbedingten Helfens?Das „Nein!“ des Organspende-Verweigerers würde ihn an den Pranger stellen. Er würde Opfer einer allgemeinen Altruismuspflicht, um preiswert oder gar ohne Preis Spenderorgane ins staatliche Gesundheitssystem zu schleusen, über die dann Ärzte die Verfügungsgewalt haben und eben nicht mehr der Einzelne. 

Das Recht auf eine Verweigerung dieser Bürgerpflicht birgt aber noch ein zweites Problem: Könnte man wirklich frei und selbstbestimmt davon Gebrauch machen? Könnte man so wirklich Herr über seinen eigenen Körper bleiben, wenn diese individuelle Entscheidung doch in den Ausweispapieren verzeichnet ist oder in einem nationalen Register? Oder würde man nicht eher unweigerlich Opfer der Bereitschaft zu spenden, welche die Mehrheit der Bevölkerung zeigt, werden? In wie weit kann der Einzelne in solch einer existenziellen Entscheidung, die sein Leben, seinen Körper betrifft, wirklich von sich behaupten, dass sein Körper samt allen Entscheidungen über ihn, selbstbestimmt bleibt? Muss er nicht befürchten, dass er, wenn sich gegen die moralisch vereinnahmende „Bürgerpflicht“ stellt, auch im Notfall, im Falle seiner eigenen Bedürftigkeit, anders behandelt wird, als all die „Pflichtbewussten“ bzw. „Hilfsbereiten“? Wäre nicht die praktische Konsequenz, dass nur noch demjenigen ein Organ gespendet wird, der auch selbst bereit ist eine Organspende zu geben?

Dann wird sich wohl jeder überlegen, ob er in seinen Ausweis und in das nationale Register ein „Nein“ eintragen lässt, denn es könnte ja jeden selbst betreffen, dass er eine Organspende benötigt. Hier ist also das Recht auf Selbstbestimmung überhaupt nicht gegeben. Das hört sich vielleicht unheimlich gut an, aber es entsteht natürlich ein großer moralischer Druck, dem Anderen helfen zu müssen, weil man selbst Angst haben muss, dass, wenn man in einer Notsituation ist, hinten angestellt wird. 
Das Recht auf eine gleichwertige medizinische Versorgung sollte in jedem Fall gewahrt bleiben – mit oder ohne Organspendeausweis!

www.empraxis.net
